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Drucksache 1015 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 17. April 1959 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Bundestagsabgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
204. Sitzung am 17. April 1959 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 18. März 1959 verabschiedeten 

Zehnten Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes (10. ÄndG LAG) 

— Drucksachen 762 , 899 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus dem in der Anlage angegebenen 
Grunde einberufen wird. 


Kaisen 


Bonn, den 17. April 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 2. April 1959 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Kaisen 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 



Drucksache 1015 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Grund für die Einberufung des Vermittlungsausschusses zum 
Zehnten Gesetz zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

(10. ÄndG LAG) 


In § 312 des Lastenausgleichsgesetzes vom 

14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) bleibt Ab- 
satz 3 erhalten. Diesem Absatz 3 ist ein zweiter 
Satz mit folgendem Wortlaut anzufügen: 

„Der Bundesminister der Finanzen übt die Dienst- 
aufsicht im Benehmen mit dem Bundesminister für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 
aus.“ 

Begründung 

Der Vorschlag, durch den lediglich § 1 Nr. 1 des 
durch den Deutschen Bundestag beschlossenen Ge- 
setzes geändert wird, trägt auf der einen Seite den 


Wünschen der Bundesregierung nach einer Ver- 
stärkung des Einflusses des Bundesministers für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte auf 
das Bundesausgleichsamt Rechnung, hält aber auf 
der anderen Seite die Zuständigkeit des Bundes- 
ministers der Finanzen bei der Durchführung des 
Lastenausgleichs im Interesse der öffentlichen 
Haushalte weiter aufrecht. Er stellt insbesondere 
sicher, daß das zu einer reibungslosen Durchführung 
des Lastenausgleichs erforderliche Gleichgewicht 
zwischen den Ausgleichsleistungen und den Ein- 
nahmen des Lastenausgleichsfonds auch weiterhin 
nicht durch verschiedene Zuständigkeiten innerhalb 
der Bundesregierung für die Einnahmen- und Aus- 
i gabenseite gefährdet wird. 



